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über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Karlsbad am 8. Dezember 2004 

im Musiksaal des Gymnasiums in Karlsbad-Langensteinbach

Beginn: 19.10 Uhr
Ende:    20.45 Uhr

Verhandelt:


Karlsbad, 08. Dezember 2004  

Bürgermeister:

Rudi Knodel

Anwesende:

Gemeinderäte
Fortsetzung Gemeinderäte

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Badewien-Oehler Dorothea  
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kleppel Jochen 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Becker Otto 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Künzler Bernd 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Bodemer Rolf ab 19:40 Uhr  
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Masino Traudel  

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Christmann Heike 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Metz Günter 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Gossenberger Michael ab 19:15 Uhr 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Müller Willibald  

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Günther Heike 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Rädle Roland 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haas Gerhard  
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Ried Norbert 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haas Reinhard 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Rupp Hans 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haese-Sandner Ingeborg   
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Rohrer Uwe  

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Haller Helmut 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Schmidt Michael

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Herrmann Jürgen 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Schroth Kathrin 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Höger Günter  
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Steigerwald Klaus

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Höger Otto 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 Wicker Günter

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Karcher Joachim  

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kiesinger Peter 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kleiner Hans-Gerhard 

Berater: 
Ortsvorsteher:


 FORMULARKONTROLLFELD 
 Kunz Helmut 




Schriftführer:


Hans-Dieter Stößer


Verwaltung: 


 FORMULARKONTROLLFELD 
 Elke Wildenmann 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Hans-Dieter Stößer
 FORMULARKONTROLLFELD 
 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Werner Bach  
 FORMULARKONTROLLFELD 
  

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Dr. Klaus Rösch 
 FORMULARKONTROLLFELD 
 

 FORMULARKONTROLLFELD 
 Ragnar Watteroth
 FORMULARKONTROLLFELD 


Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass durch Ladung vom 01.12.2004 ordnungsgemäß eingeladen worden ist; Zeit, Ort und Tagesordnung am 02.12.2004 ortsüblich bekannt gegeben worden sind; das Gremium beschlussfähig ist, weil 26 Mitglieder anwesend sind.

Als Urkundspersonen wurden ernannt:

GRe  Höger Günter, Herrmann Jürgen, Haas Gerhard, Rohrer Uwe 

Zu 1. Fragen der Gemeinderäte

GR Günter Höger (CDU) bittet um eine Auflistung der wesentlichen Tiefbaumaßnahmen oder Arbeiten die Sperrungen notwendig machen - über 100.000 Euro Summe - mit Angabe des Zeitpunkts der Ausschreibung und der beabsichtigten Durchführung. Der Vorsitzende sagt dies zu.

Zu 2. Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Wasserversorgungssatzung

Vorl. Nr. VIII/125 V und VIII/136

Rechnungsamtsleiter Ragnar Watteroth erläutert die Vorlage und erklärt, dass in den nächsten 5 Jahren bis 2009 die aufgelaufenen Gewinne der vergangenen Jahre in Höhe von knapp 460.000 Euro den Gebührenzahlern zurückgegeben werden sollen. Ein 4-Personen-Haushalt könne mit einer jährlichen Einsparung von 18 Euro rechnen. Gemeinderat Höger (CDU) spricht von einer "angenehmen" Aufgabe, die Gewinne müssten wieder zurückgegeben werden. Gemeinderat Herrmann (Freie Wähler) signalisiert ebenfalls Zustimmung wobei er die konservative Vorgehensweise bei der Gebührenkalkulation lobt. Gemeinderat Gerhard Haas (SPD) weist auf die gesetzliche Verpflichtung zur Rückgabe der erwirtschafteten Gewinne an die Bevölkerung hin.  Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, folgende Satzung zu beschließen: 

Satzung zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversorgungssatzung )

§ 1

§ 37 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

" (2) Die Verbrauchsgebühr nach dem gemessenen Verbrauch (§ 39) beträgt je Kubikmeter (m³) 1,70 Euro."

§ 40 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

" (2) Wie beim Zählertarif (§ 37 Abs. 2) werden je Kubikmeter (m³) Pauschalverbrauchsmenge 1,70 Euro erhoben."

§ 2

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Dies wird ohne Gegenstimmen und Enthaltungen so beschlossen. 

Zu 3. Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Abwassersatzung

Vorl. Nr. VIII/126 V und VIII/137

Rechnungsamtsleiter Ragnar Watteroth hält Sachvortrag und erklärt, dass der Gebührenüberschuss der vergangenen Jahre in Höhe von circa 422.000 Euro den Ge-

bührenzahlern gutgeschrieben werden soll. Er rechnet den Räten eine durchschnittliche Entlastung bei einem 4-Personen-Haushalt von 16 Euro pro Jahr vor. Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, folgende Satzung zu beschließen:

Satzung zur Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) der Gemeinde Karlsbad vom 09. Dezember 1987 in der Fassung der letzten Änderung

§ 1

§ 37 Abs. 1 Ziffer a erhält folgende Fassung:

" (1) a. Die Abwassergebühr beträgt je Kubikmeter (m³) Abwasser 2,10 Euro."

§ 2

§ 39 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Jeweils auf 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. Dezember eines jeden Jahres sind Teilzahlungen auf die Gebührenschuld zu leisten. Der Teilzahlung ist ein entsprechender Teil des zuletzt festgestellten Jahresverbrauchs und der Grundgebühr zugrunde zu legen. Fehlt eine Vorjahresabrechnung, ist der voraussichtliche Abwassermenge zu schätzen."

§ 3

Diese Satzung tritt am 01.01.2005 in Kraft.

Die Gemeinderäte stimmen ohne Gegenstimme und Enthaltung zu.

Zu 4. Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Abfallwirtschaftssatzung

Vorl. Nr. VIII/127 V und VIII/138

Ragnar Watteroth erläutert zur Vorlage, dass die erwarteten Entsorgungskosten keinen Bedarf ergeben würden, die derzeitigen Gebühren zu verändern und dass der Verwaltungs- und Finanzausschuss dem Vorschlag zugestimmt habe. 

Gemeinderat Höger (CDU) erkundigt sich nach technischen und organisatorischen Möglichkeiten, die grünen Tonnen zu kontrollieren. Technische Einrichtungen gäbe es - so Garten- und Umweltamtsleiter Klaus Rösch - bei der vom Landkreis beauftragten Firma nicht. Spezielle personelle Kontrollen seien momentan nicht vorgesehen. Er begründet dies auch mit dem sinkenden Restmüllaufkommen in den Tonnen. Gemeinderat Herrmann (Freie Wähler) schlägt vor, zu prüfen in wie weit Häckselgut bei der geplanten Beheizung des Schulzentrums mit Holz berücksichtigt werden könne. 

Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, die Abfallgebühren zum 01.01.2005 nicht zu ändern und die Anpassung der Abfallwirtschaftssatzung der Gemeinde Karlsbad an die Mustersatzung des Landkreises Karlsruhe bis zum 01.01.2005 zurückzustellen. Dies wird ohne Gegenstimmen und Enthaltungen so beschlossen.

Zu 5. Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Friedhofssatzung (Friedhofsordnung und Bestattungsgebührensatzung)

Vorl. Nr. VIII/128 V und VIII/139

Rechnungsamtsleiter Watteroth stellt zu Beginn der Beratungen klar, dass die verschiedenen Gebührentatbestände moderat angepasst und neu geordnet werden müssten. Mit der derzeitigen Gebührenhöhe erreiche man einen Kostendeckungsgrad unter 40 Prozent. Nach dem Jahresergebnis 2003 liege die Kostendeckung sogar nur bei knapp 33 Prozent. Im Landesdurchschnitt betrug im Landkreis der Kostendeckungsgrad bei den Bestattungsgebühren 52 Prozent wobei weitere Gebührenerhöhungen bei anderen Gemeinden bereits angekündigt seien. Insgesamt fielen 600.000 Euro für die 6 dezentralen Friedhöfe in Karlsbad auf der Aufwandseite im 

Jahre an. Kurzfristig seien nur rund 10 Prozent variable Kosten die unmittelbar beeinflussbar seien. Mit der vorgeschlagenen Gebührenstruktur erreiche man bei einer durchschnittlichen Inanspruchnahme einen Kostendeckungsgrad von 44 Prozent und liege dabei immer noch am unteren Ende der Kostendeckungsgrade vergleichbarer Gemeinden. Die in der BNN am 20 November dargelegte Gebührendifferenz müsse dahingehend ergänzt werden, dass bei der Gebühr in Ettlingen bei gleicher Grabnutzungsdauer nur eine Differenz von rund 260 Euro verbleibe. Diese sei auf örtliche Unterschiede zurückführbar. Auch in Waldbronn sei eine Gebührenerhöhung im Rahmen der Haushaltsberatungen für 2005 geplant.  Nach den vorgelegten Gebührensätzen für 2005 koste ein Reihengrab für Erwachsene in Karlsbad von 1533 Euro (Anstieg von 130 Euro), ein Urnenreihengrab 899 Euro (Rückgang von 42 Euro). 

Die Gemeinderäte Höger (CDU), Herrmann (Freie Wähler), Gerhard Haas (SPD) und Rohrer (Bündnis 90/Grüne) machen deutlich, dass über Einsparungen bei den auf den Friedhöfen geleisteten Stunden des Technischen Außendienstes nachgedacht werden müsse. Man habe - so Gemeinderat Höger (CDU) - im übrigen schon im Vorjahr die Gebühren um 30 Prozent erhöht. Es seien  im Durchschnitt durchgängig drei Arbeiter auf den Friedhöfen beschäftigt - die Rapporte müssten geprüft werden. Ein Vergleich der Personalkosten je Hektar Friedhofsfläche sei sinnvoller als Vergleiche von Bestattungskosten. Höger bemängelt auch eine höhere Gebührensteigerung beim Reihengrab (dem "Normalgrab") im Verhältnis zum Kaufgrab und merkt weitere Punkte kritisch an.  Er stellt eine ablehnende Haltung der CDU in Aussicht. 

Gemeinderat Herrmann (Freie Wähler) signalisiert Einverständnis mit dem angestrebten Kostendeckungsgrad von 44 Prozent. 

Gemeinderat Haas (SPD) sagt, dass man sich bezüglich der Kostendeckung beim Vergleich mit anderen Gemeinden im unteren Drittel bewege. Er verbindet seine Zustimmung mit der Maßgabe, vor weiteren Erhöhungen nach Einsparungen zu suchen. 

Der Vorsitzende erwidert, dass selbstverständlich die Ausgabenseite vor Erhöhungen der Gebühren geprüft werde. Er weist aber auch auf die Kostenfaktoren dezentrale Struktur der Friedhöfe, hohe Investitionen in der Vergangenheit und schwierigere Bodenverhältnisse  hin. Er bittet den Gemeinderat, folgende Satzung zu beschließen: 

Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung

Aufgrund des § 12 Abs. 2 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz) in Verbindung mit den §§ 4und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie den §§ 2, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg – in der jeweils geltenden Fassung – hat der Gemeinderat am 08.12.04 nachstehende Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung (Friedhofsordnung und Bestattungsgebührensatzung) vom 18. Februar 1987 in der Fassung der letzten Änderung beschlossen:

§1

Das Gebührenverzeichnis wird wie folgt geändert:

Nr. 2 erhält folgende Fassung:















Beiträge in Euro











gültig ab 01.01.05

2.1
Benutzung der Leichenhalle und Leichenzelle


    355,00

2.2
Ordnungsdienst






      82,00

2.3 Bestattungen (Öffnen und Schließen des Grabes)

2.31
Personen im Alter bis zu 5 Jahren



    170,00

2.32
Personen im Alter von mehr als 5 Jahren


    346,00

2.33
Tot- und Fehlgeburten





      84,00


2.34
Beisetzung von Aschen





    127,00

2.35
Öffnen und Schließen Kolumbarium



      95,00

2.36
Einlegen von Filterfließ/Drainage (bei Bedarf)


    127,00

2.4
Tieferlegung







    517,00

2.5
Zuschlag zu 2.3 und 2.4 für Bestattungen

montags bis freitags ab 16.00 Uhr



      84,00

samstags







    170,00

2.6 Überlassung eines Reihengrabes

2.61
Personen im Alter bis zu 5 Jahren



    210,00

2.62
Personen im Alter von mehr als 5 Jahren


    750,00

2.63    Urnenreihengrab






    325,00

2.7 Verleihung von besonderen Grabnutzungsrechten

2.71
Doppelwahlgrab






 3.420,00

2.72
Einzeltiefgrab






 1.535,00

2.73
Doppeltiefgrab






 4.425,00

2.74
Urnengrab mit Mehrfachnutzung




    555,00

2.75 Urnenkammer – Wahlgrab mit Mehrfachnutzung

(Kolumbarium)






    520,00

3.5
Anlegen von Betonplatten bei Grabeinfassungen

   entfällt

3.7
Umbettung von Urnen nach Ablauf der Ruhefrist

      90,00

§ 2

Diese Satzung tritt am 01.01.2005 in Kraft.

Der Gemeinderat stimmt mit 15 Jastimmen und 12 Neinstimmen zu.

Zu 6. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag des SV Spielberg auf Be- zuschussung eines Trainingsgeländes als einheitliche Rasenfläche

Vorl. Nr. VIII/92 V, VIII/129 V und VIII/140

GR Steigerwald (SPD) erklärt sich für befangen und verlässt den Sitzungskreis. Der Vorsitzende hält Sachvortrag und erläutert ausführlich die Vorgeschichte und das Zustandekommen des Verwaltungsvorschlages. 

Gemeinderat Haller (SPD) teilt Lob für den Beschlussvorschlag aus. Die Jugendarbeit des Vereins wird mehrfach positiv von verschiedenen Gemeinderäten anerkannt. 

Gemeinderat Rädle (CDU) sieht einen Fehler in dem Beschluss des SV Spielberg zu den Maßnahmen vor fünf Jahren, die Schulnutzung sei nur eingeschränkt gegeben und die bisherige Förderrichtlinien würden mit der vorgeschlagenen Förderung verlassen. 

Bürgermeister Rudi Knodel sagt, dass sich der Verein vor fünf Jahren nach dem Stand der Technik entschieden habe.  

Gemeinderat Gerhard Haas (SPD) erläutert nochmals die Beweggründe des SV Spielberg - rege Jugendabteilung und der Bedarf an mehr Trainingseinheiten durch zu viele Mannschaften. Die Spielfläche werde jetzt fast verdoppelt. Generell nutzten die Schulen die Sportplätze nur sehr wenig. 

Gemeinderat Rohrer (Bündnis 90/Grüne) bringt den Vorschlag ein, von 50.000 Euro Zuschuss 25.000 Euro als zinsloses Darlehen unter Anrechnung des Mähzuschusses zu gewähren. 

Nach einer intensiven Diskussion um die Ausgestaltung der Bedingungen wird folgender - vom Vorsitzenden formulierter und gegenüber der Beschlussvorlage modifizierter Beschlussvorschlag zur Beschlussfassung gestellt:

1.) Das Neukonzept "Trainingsgelände als einheitliche Rasenfläche", das den bisherigen Tennenplatz und das bisherige Rasenkleinspielfeld und weitere Freiflächen integriert (11.360 qm), wird mit einem einmaligen Investitionszuschuss der Gemeinde von 25.000 Euro gefördert (analog der Bezuschussung von Rasen- und Sportplätzen anderer Karlsbader Vereine mit den Zusatzzweck Schulsport).

2.) Dem SV Spielberg wird eine Vorauszahlung auf das Mähen für die Rasenpflege des neuen Trainingsgeländes über 25.000 Euro gewährt, die mit dem Investitionszuschuss zur Auszahlung kommt. 

3.) Der Mähzuschuss, Ziffer 2, für die Neuanlage des Hauptspielfeldes wird mit jährlich 2556,46 Euro gegengerechnet, so dass die Vorschusszahlung nach 11 zinsfreien Jahren laut Tilgungsplan wieder getilgt ist.

4.) Der Mähzuschuss für das Hauptspielfeld von jährlich 2.556,46 Euro bleibt unberührt, da der Verein auf die fortlaufende Zahlung durch die Gemeinde dringend angewiesen ist.

5.) Diese Förderung durch die Gemeinde Karlsbad erfolgt unter der Bedingung, dass in den nächsten 15 Jahren kein Investitionszuschuss an den SV Spielberg für einen weiteren Sportplatz gewährt wird. 

6.) In die Förderzusage wird ein Vorbehalt aufgenommen, dass sich bei einer Änderung der gesamten Vereinsbezuschussung auch die Tilgungsbedingungen für die Anrechnung des Mähzuschusses verändern können. 

Mit 12 Jastimmen, 11 Neinstimmen und 3 Enthaltungen wird dieser Beschlussvorschlag angenommen.

GR Kleppel (CDU) weist darauf hin, dass durch die Absenkung der Förderung die Vereinbarung Nr. 5 keinen Sinn mehr mache und stellt den Antrag, diesen Punkt zu streichen. Der Vorsitzende stellt den Antrag zu Beschlussfassung und mit 11 Jastimmen, 9 Neinstimmen und 6 Enthaltungen wird er angenommen.

Ein von GR Metz (Freie Wähler) gestellter Antrag auf Sitzungsunterbrechung wird mit 4 Jastimmen und 22 Neinstimmen abgelehnt.

Zu 7. Beratung und Beschlussfassung über den Antrag der Gemeinde Waldbronn auf Ausweisung eines Heilquellenschutzgebietes für den Thermalbrunnen I in Waldbronn-Reichenbach

Vorl. Nr. VIII/110 B und BIII/141

GR Steigerwald (SPD) betritt wieder den Sitzungskreis. Der Vorsitzende erläutert die Beschlussvorlage. Bürgermeister Ehrler habe in einem Schreiben zu verschiedenen, noch offenen Fragen Stellung genommen. Danach sei das Schutzgebietsverfahren wegen der Sicherung der Thermalbohrung in Waldbronn zustande gekommen. Die Gemeinde Waldbronn habe aufgrund von Auflagen ein langwieriges Verfahren mit dem Ziel, eine Verordnung zum Schutz der staatlichen anerkannten Heilquelle in Reichenbach aufzustellen, starten müssen.  

In der Diskussion im Gemeinderat wird nochmals betont, dass bei einer Zustimmung weitere Entwicklungsmöglichkeiten der Gemeinde Karlsbad nicht beeinträchtigt sein dürfen. Der Vorsitzende bitte den Gemeinderat, der Ausweisung eines Heilquellenschutzgebietes für den Thermalbrunnen I in Waldbronn-Reichenbach zuzustimmen mit der Maßgabe, dass künftige Entwicklungen in Karlsbad (z.B. zweigleisiger Schienenausbau oder Ortsumfahrungen) nicht behindert werden.  Dies wird mit  16 Jastimmen, 1 Gegenstimme und 3 Enthaltungen so beschlossen.

Zu 8. Genehmigung des Protokolls der Gemeinderatssitzung vom 10. November 2004

GR Höger (CDU) regt Änderungen bei der Protokollführung und Berichterstattung im Mitteilungsblatt an die im Grunde auf eine detailliertere Berücksichtigung der Beiträge der GR im Verhältnis zur Verwaltungsdarstellung hinauslaufen. Das Protokoll wird mit 1 Stimme Enthaltung genehmigt. 

Zu 9. Bekanntgaben

Keine

Zu 10. Fragen der Zuhörer

Keine

_____________________________

Bürgermeister Rudi Knodel 

_____________________________

Gemeinderat Günter Höger

________________________________

Gemeinderat Jürgen Herrmann

________________________

Gemeinderat Gerhard Haas

________________________

Gemeinderat Uwe Rohrer

__________________________

Schriftführer Hans-Dieter Stößer 
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